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Eine deutsch-britische Agenda 
für Europa?
Die europapolitischen Antriebsinstinkte
Obwohl es sich um die beiden größten Mitgliedstaa-
ten handelt, ohne welche die EU nicht funktionieren 
könnte und die zusammen mit Frankreich die »drei 
Großen« in Europa bilden, genießen die britisch-deut-
schen Beziehungen wenig Aufmerksamkeit. Für hoch-
rangige deutsch-britische Treffen gibt es keine formale 
Grundlage, auch wenn informelle Gespräche stattfin-
den. Beide Nationen haben historisch den Beziehungen 
zu Frankreich Vorrang eingeräumt. Das ändert sich 
derzeit in gewissem Maße. In den vergangenen Jahren 
haben sich die französisch-deutschen Beziehungen 
abgekühlt, und Angela Merkel hat mit Gordon Brown 
eine Beziehung aufgebaut, die von wechselseitigem 
Respekt geprägt ist. Der Besuch von Jim Murphy (dem 
britischen Staatsminister für Europa im Außenminis-
terium) bei seinem Amtskollegen in Berlin Ende Juni 
2008 deutet ebenfalls auf  ein originäres Interesse an der 
Pflege engerer Beziehungen hin.
Das Vorantreiben einer gemeinsamen europapoli-
tischen Agenda erfordert aber auch ein gemeinsames 
Leitbild von Europa, und genau hier liegt das Problem. 
Deutschland betreibt, noch immer inspiriert von den 
selben Motiven, die vor fünfzig Jahren zur Gründung 
des europäischen Projekts geführt haben, das Ideal 
einer immer engeren Union«. Entsprechend scheint 
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das Land mitunter der Idee eines »Europas um Eu-
ropas Willen« zugeneigt. Im Gegensatz dazu trat 
das Vereinigte Königreich Europa in erster Linie aus 
funktionellen Gründen bei und beurteilt die Europä-
ische Union auch heute noch hauptsächlich danach, 
was sie seinen eigenen Bürgern konkret bieten kann. 
Staatsminister Muphy hat eingeräumt, dass sich sein 
Land »aus Instinkt viel mehr an der Lissabon-Strategie 
für Wachstum und Beschäftigung interessiert als am 
Vertrag von Lissabon.« Diese »Instinkte« sind es, die 
auf  beiden Seiten weiterhin die Europa-Politik domi-
nieren und die in unterschiedlichen Politiken z. B. im 
Energie- oder Verteidigungsbereich ihren Ausdruck 
finden. Während es zwar gemeinsame Interessen gibt 
– wir alle wollen Sicherheit und Stabilität –, ist Europas 
genaue Rolle in diesen Bereichen umstritten. Diese 
fundamentale Uneinigkeit über den Zweck der EU 
wirkt sich zwangsläufig den politischen Willen aus, auf  
ein gemeinsames Ziel hinzuarbeiten, – und hilft wenig 
gegen die institutionelle Stagnation.
Politische Prioritäten
Natürlich sollte man die Bereiche, in denen man 
übereinstimmt, ebenfalls nicht unterschätzen. Zwi-
schen dem Vereinigten Königreich und Deutschland 
lässt sich auch oft Einvernehmen erzielen. Für Günter 
Gloser (den deutschen Staatsminister für Europa im 
Auswärtigen Amt) sind Deutschland und das Verei-
nigte Königreich die »entscheidenden Motoren« der 
europäischen Klimapolitik; die beim Frühjahrsgipfel 
im vergangenen Jahr erzielten Verpflichtungen zeugen 
davon. Zwar ging Murphy das Thema von einem eher 
ökonomischen Standpunkt aus an, z. B. bei seinen 
Ambitionen, die Anzahl der im Umweltbereich Be-
schäftigten innerhalb der nächsten beiden Jahrzehnte 
auf  eine Million zu steigern, doch ist Umweltpolitik 
eindeutig ein Bereich, in dem das Vereinigte König-
reich und Deutschland eine führende Rolle anstreben. 
Ebenso deuten Merkels und Blairs Afrika-Schwer-
punkte während ihrer jeweiligen G8-Präsidentschaften 
ebenso wie die sich mittlerweile annähernden Einstel-
lungen gegenüber den USA auf  ähnliche politische 
Prioritäten hin. Großbritannien vertritt laut Murphy 
zwar eine eher »pragmatische« Haltung gegenüber Eu-
ropa, sei aber »unverändert mit Leidenschaft dabei, ein 
›Leitbild-taugliches‹ Europa zu erschaffen – eine Kraft 
für das Gute auf  der Welt«. Beide Regierungen bekräf-
tigen häufig ihren Wunsch nach einem Europa, das auf  
der globalen Bühne agieren kann. Keine von ihnen will, 
wie es ein Teilnehmer in Anlehnung an Robert Ka-
gan ausdrückte, ein Europa, das »wie der Chor in der 
griechischen Tragödie ist und die Ereignisse zwar alle 
kommentiert, aber wenig oder gar keinen Einfluss auf  
die Ergebnisse hat«. Die Zusammenarbeit zwischen 
den so genannten EU-3 (zusammen mit Frankreich) 
gegenüber dem Iran gibt ein Beispiel für den Mehrwert 
einer solchen Teambildung.
Zugleich treten in Bereichen wie der Energie-, Vertei-
digungs- und Sozialpolitik erheblich unterschiedliche 
Herangehensweisen zutage. Staatsminister Murphy hat 
dem britischem Eintreten für eine weitere Liberalisie-
rung der Energiemärkte klaren Ausdruck verliehen. 
Hier mögen Deutschland und das Vereinigte König-
reich zwar insgesamt die gleichen Bedürfnisse haben; 
das bedeutet aber nicht, dass beide übereinstimmen, 
wie diese Bedürfnisse zu erfüllen sind. Britische Beob-
achter machen unverändert vor allem Deutschland für 
das Fehlen einer klaren europäischen Russland-Politik 
verantwortlich, auch wenn die Deutschen ihre Posi-
tion in den letzten Jahren verändert haben. Es bleibt 
abzuwarten, was bei den Verhandlungen über ein 
neues Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
mit Russland herauskommt. Aus britischer Perspektive 
wird Deutschland auch als Hindernis auf  dem Weg zu 
einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gesehen. Die 
Briten sind von dem deutschen Zögern, mehr in die 
Verteidigung zu investieren, verblüfft: Will Deutsch-
land etwa einfach eine »große Schweiz« werden? 
Nunmehr zehn Jahre seit der Vereinbarung von Saint-
Malo gibt es in Europa noch immer keine gemeinsame 
strategische Verteidigungskultur, und aus britischer 
Sicht hat sich gerade Deutschland dieser Verantwor-
tung entzogen. Unterschiedliche Visionen werden auch 
bei der Frage offensichtlich, wie ein »soziales Europa« 
aussehen soll. Sozialpolitik verbleibt in der Kompetenz 
der Einzelstaaten, und der britische Schwerpunkt von 
Liberalisierung und flexiblen Arbeitsmärkten wird von 
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Deutschland nicht in dem Maße geteilt, das man sich 
in London wünscht. Hoffnungen auf  eine britisch-
deutsche Zusammenarbeit beim Kampf  gegen die 
Antagonisten der Liberalisierung könnten sich daher 
als unrealistisch entpuppen.
Auf  beiden Seiten scheint es aber den Willen zu geben, 
auch heiklere Themen abzuarbeiten. Staatsminister 
Glosers Einbeziehung von Justiz und Innerem als ein 
»Feld der Zusammenarbeit« war weniger eine Wür-
digung früherer Erfolge als ein Hinweis auf  künftige 
Möglichkeiten. Aber welche konkrete Form hätte eine 
vertiefte Zusammenarbeit? Ein institutionalisierter 
Dialog nach dem Vorbild der facettenreichen deutsch-
französischen Strukturen? Formalisierte Gipfelge-
spräche würden wahrscheinlich weniger leisten als 
informelle Treffen. Und während zwar die Schaffung 
einer Gesprächsplattform regelmäßige Kommunika-
tion erzwingen würde, gibt es eine nachvollziehbare 
Abneigung gegen das Schaffen einer neuen Institution 
um ihrer selbst Willen. Als die Idee einer Koalition der 
»großen Drei« mit Frankreich im Raum stand, zeigten 
die politischen Entscheidungsträger wenig Zustim-
mung für die offene Bildung eines »exklusiven Clubs«, 
zumal hinter den Kulissen derartige Treffen längst 
stattfinden.
Institutionelle Reformen und der Zweck Europas
Die Ergebnisse des irischen Referendums wurden als 
symptomatisch für eine breitere, europaweite Unzu-
friedenheit mit der EU anerkannt. Deutschland und 
Großbritannien haben auf  die derzeitige Lähmung in 
Brüssel aber auf  Arten reagiert, die ihre unterschied-
lichen Prioritäten widerspiegeln. Aus britischer Sicht 
sollte der Vertrag von Lissabon nicht überbewertet 
werden: Fortschritte lassen sich auch ohne ihn erzie-
len. Wenn man etwas bewegen will, kommt es ent-
scheidend auf  den politischen Willen an, viel mehr als 
auf  Institutionen. Die deutsche Seite neigt dazu, das 
Thema aus institutioneller Perspektive zu betrachten. 
Während Staatsminister Gloser zwar feststellte, dass 
die Gründe für das »Nein« der Iren weiter analysiert 
werden müssten, artikulierte er zugleich seine Unge-
duld, den Vertrag umzusetzen, und sei es nur, um acht 
Jahre Nichtstun endlich zu überwinden. Verständli-
cherweise sind die meisten Europäer des Geredes über 
Institutionen müde. Aber während die Bundesregie-
rung am liebsten den Vertrag – den sie als Grundvor-
aussetzung für weiteres Handeln ansieht – durchsetzen 
würde, ist Abwarten für Murphy keine Option. Dies 
liegt nicht nur daran, dass die Probleme dringlich einer 
Behandlung bedürfen, sondern auch daran, dass Eu-
ropa für seine Bürger durch fassbare Ergebnisse und 
weniger durch Institutionen relevant wird. Auch Dritte 
sind von dieser Frage betroffen. Den um eine Grund-
lage für seine Beziehungen zur EU bemühte künftigen 
amerikanischen Präsident wird es frustrieren, wenn 
Europa sich weiterhin vor allem mit internen Fragen 
beschäftigt.
Aus kontinentaler Perspektive scheint die Europa-
Skepsis in der britischen Öffentlichkeit ein hoffnungs-
loser Fall zu sein. Murphy selbst räumte ein, dass eine 
kürzlich erfolgte Umfrage nur 14 Prozent Befürwor-
ter einer Ratifizierung des Reformvertrags ergab. In 
Deutschland und anderswo wird Gordon Brown 
zunehmend als »lahme Ente« betrachtet. Seine jüngste 
Entscheidung, den Ratifizierungsprozess fortzusetzen, 
wurde in Berlin dankbar aufgenommen und als Signal 
dafür gewertet, dass die britische Regierung letztend-
lich doch für eine Reform der Institutionen eintritt. 
Das wäre aber eine gefährliche Annahme, nicht zuletzt 
angesichts der wahrscheinlichen Rückkehr der Konser-
vativen Partei an die Macht. Wenn selbst der frühere 
Premierminister Tony Blair – unter weitaus günstige-
ren politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen – davor zurückscheute, Großbritannien in 
ein »Kerneuropa« zu führen, dann ist es unrealistisch, 
heute unter weniger idealen Umständen eine weitere 
Annäherung zu erwarten. Die Tories mögen zwar die 
EU rein ökonomisch betrachten – wie ein Beobachter 
meinte, »begreifen sie die politische Seite der EU ein-
fach nicht« –, aber die Abneigung gegen institutionelle 
Veränderungen ist in Großbritannien parteiübergrei-
fend. Murphy beharrte unmissverständlich darauf, dass 
Lissabon »das Ende der Ära des Aufbaus von Insti-
tutionen« bedeutet. An weiteren Verträgen habe die 
britische Regierung kein Interesse.
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Wo sieht das Vereinigte Königreich die EU in zwan-
zig Jahren? – Effektiver, wirtschaftlich stärker, und 
sich kontinuierlich erweiternd. Deutsche Teilnehmer 
konnten sich über diese Haltung nur wundern, bei der 
es scheinbar nur um »Erweiterung, aber um Himmels 
Willen keine Vertiefung« ging. Murphy wiederholte 
mehrfach den Willen der Briten, die Tür zur EU für 
alle beitrittswilligen Staaten offen zu halten, solange 
die Beitrittskriterien erfüllt würden. Darin zeigt sich 
ein erheblicher Unterschied zur deutschen Vision 
von Europa. Wenn das aber so ist, wo fügt sich dann 
das Thema Türkei in die gemeinsame Agenda ein? 
Kommt ein gemeinsamer politischer Wille überhaupt 
in Betracht?
Realistische Erwartungen
Staatsminister Gloser äußerte die Meinung, dass die 
britisch-deutschen Beziehungen zu einem der wich-
tigsten Pfeiler für Europa werden könnten. Alle, auch 
unsere Partner in der Welt, warten ungeduldig darauf, 
das wir wieder nach außen blicken und uns inhalt-
lichen Fragen zuwenden. Aber wie kann eine bilaterale 
Zusammenarbeit Europa nach vorne treiben, wenn 
sich die beiden Partner nicht einmal einig sind, wo 
»vorne« ist? Zugegeben: Weitere Zusammenarbeit 
könnte aus schierer Notwendigkeit, z. B. bei Themen 
wie der Sicherheit, vorangetrieben werden. Aber der 
Kluft zwischen einer strategischen oder funktionalen 
Betrachtung Europas (Murphy: »Wir werden immer 
danach fragen, ob Aktivitäten und Gesetze der EU 
einen Mehrwert erbringen«) und einer institutionen-
bezogenen, idealistischen Sichtweise lässt sich nicht 
durch bloße Wechsel nationalstaatlicher Führungen be-
gegnen. Wir sollten in diesem Zusammenhang realis-
tische Erwartungen darauf  richten, was auf  bilateraler 
Grundlage erreichbar ist. Die dem Verhältnis zwischen 
dem Vereinigten Königreich und Deutschland inne-
wohnende Meinungsverschiedenheit sollte immerhin 
dafür gut sein, diejenigen zu beruhigen, die sich vor 
zu viel Harmonisierung in Europa fürchten. Es wird 
ganz sicher noch eine Weile dauern, bis ganz Europa 
gleichförmig aussieht.
Die Konferenz fand am 30. Juni 2008 bei der DGAP in 
Berlin statt.
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